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Landtag verabschiedet einstimmig Gesetz, das Kompetenzen und Aufgaben der FIU regelt 
Der Stabstelle Financial Intelli-
gence Unit kommt im Bereich 
Finanzplatzaufsicht eine zentra­
le Rolle zu: Ihre Kernaufgabe ist 
es nämlich, Informationen zu 
beschaffen und zu analysieren, 
die zur Erkennung von Geldwä­
scherei und organisierter Krimi­
nalität notwendig sind. Gestern 
wurde die bisherige Rechts­
grundlage der FIU, eine Verord­
nung, durch ein Gesetz abgelöst. 

Wolfgang Zechner 

In zweiter Lesung wurde gestern im 
Landtag das Gesetz über die Stabstelle 
FIU sowie die dafür nötige Abände­
rung des Sorgfaltspflichtgesetzes 
beraten. Schliesslich wurde das Gesetz 
einstimmig verabschiedet. Trotz klei­
ner Abänderungen - vor allem im hei­
klen Bereich der Informationsweiter­
gabe - war es für den Beobachter 
offensichtlich, dass es den Mitgliedern 
des Landtages ein Bedürfnis war, die 
rechtliche Grundlage der FIU auf die 
Gesetzesebene zu heben. Das neue 
Gesetz ist aber mehr als eine «juristi­
sche Aufwertung» der FIU. Es regelt 

Erfolgreiche liechtensteinische Bemühungen im Bereich FATF-Forderiingen: Re­
gierungschef Otmar Hasler. Gestern u>urrfe im Landtag das Gesetz über die S tab­
stelle FIU beschlossen. (Bilder: Paul Trümmer) 

unter anderem die Zusammenarbeit 
der. FIU mit in- und ausländischen 
Behörden, den Zugang der F I Ü z u r a ­
ten und das Auskunftsrecht von be-. 
troffenen Personen. Dass das Sorgfalts­
pflichtgesetz abgeändert werden muss-
te, hat auch seinen Grund: Darin war 
nämlich bisher das Amt fiir Finanz­
dienstleistungen als Meldestelle; fiir 
Geldwäscherei vorgesehen. Rund ein 
Jahr nach ihrer Gründung ist der «Ent-
wicklungsprozess» der FIU abgeschlos­
sen - das juristische Fundament steht. 
Zur Erinnerung: Eine-der zentralen 
Massnahmen, die Liechtenstein treffen 
musste, um die «schwarze» Liste der 
FATF verlassen zu dürfen, war die 
Gründung einer FIU. Am 1. März des 
Voijahres nahm die Stabstelle schliess­
lich ihren Betrieb auf. Die Verankerung 
der FIU auf Gesetzesebene - der FATF 
war eine Verordnung als Grundlage zu 
wenig - ist aber nur ein erster Schritt. 
Der «harte Brocken»"folgt wohl noch. 
Denn die Regierung plant j a  die Schaf­
fung einer neuen, zentralen Finanz­
platzaufsichtsbehörde, in der die bis­
herigen «Teilbereiche» - also FIU, 
Stabstelle fiir Sorgfaltspflichten oder 
Amt für Finanzdienstleistungen - in­
tegriert werden sollen. 

Muster- und Modellgesetz 
Neues Designgesetz grundsätzlich unbestritten 

Die Totalrevision des Muster- und 
Modellgesetzes, neu Designgesetz, 
wurde gestern in erster Lesung be­
handelt. 

In der Eintretensdebatte erklärte die 
FBP-Abgcordnete Renate Wohlwend: 
«Dieses Gesetz ist ein modernes Hand­
werkszeug, das den heutigen Gege­
benheiten angepasst ist und gute 
Dienste leisten .wird.» Dieser Meinung 
war auch der VU-Abgeordnete Peter 
Sprenger, dem zwar einige Ungenau-
igkeiten auffielen, die jedoch nicht 
schwerwiegend seien. Auch er votierte 
klar fiir Eintreten. Gleichzeitig mit der 
Totalrevision des Muster- und Modell­
gesetzes wurde auch eine Abänderung 

des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetz­
buches von 1811 nötig. 

In weiten Teilen wurde das Gesetz 
dem schweizerischen Designgesetz 
angepasst, ebenso der entsprechenden 
Richtlinie des Europäischen Parla­
ments. Die Unterschiede zwischen 
denselbigen seien nicht gravierend, 
wie Regierungsrat Hansjörg Frick auf 
eine Frage von Peter Sprenger hin er­
klärte, da das bestehende Schweizer 
Gesetz EWR-konform sei. Die Lesung 
des Gesetzes wurde nur von wenigen 
Anmerkungen der Landtagsabgeord­
neten unterbrochen, zu denen Regie­
rungsrat Hansjörg Frick versprach, in 
der zweiten Lesung Stellung zu neh­
men. (rem) 

Verbraucherschutz 
Schutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz 

In erster Lesung wurde gestern auch 
die Schaffung eines Gesetzes über 
den Verbraucherschutz bei Vertrags­
abschlüssen im Fernabsatz beraten. 
Hiermit soll die Richtlinie 97/7/EG 
umgesetzt werden. 

Zur Schaffung dieses Gesetzes wurde 
auch eine Abänderung des Allgemei­
nen Bürgerlichen Gesetzbuches sowie 
des Gesetzes über das internationale 
Privatrecht nötig. 

Das Gesetz zielt darauf ab, die Ver­
braucher, die Güter beispielsweise im 
Internet oder über Teleshopping be­
stellen, bestmöglich zu schützen. Da 
die Verwendung von neuen Vertriebs­
techniken für den Verbraucher gewisse 

Europaratsdelegation beeindruckt 
Landtag lobt insbesondere Engagement der Vorsitzenden Renate Wohlwend 

Der Landtag hat gestern den Bericht 
der liechtensteinischen Delegation 
bei der Parlamentarischen Versamm­
lung des Europarates für die Session 
2001 mit viel Lob zur Kenntnis ge­
nommen. Über die Parteigrenzen 
hinweg wurde insbesondere das 
grosse Engagement von Delegations­
leiterin Renate Wohlwend (FBP) ge­
würdigt. 

Martin Frommelt 

Liechtenstein stellt entsprechend sei­
ner Kleinheit bei der Parlamentari­
schen Versammlung des Europarates 
eine kleine Delegation. Neben Renate 
Wohlwend gehören ihr Christian 
Brunhart (FBP), Roland Büchel und 
Alexander Marxer (beide VU) an. Ins­
besondere Dank dem Engagement von 
Renate Wohlwend, geniesst diese klei­
ne Delegation aber einen hervorra­
genden Ruf. Landtagsvizepräsident 
Peter Wolff: «Ich finde es beein­
druckend, welches Gewicht sich die 
Delegation in so einem grossen Forum 
trotz der Winzigkeit unseres Landes 
erarbeiten konnte und welche Ach­
tung und Wertschätzung sie In Strass-
burg geniesst. Alle Achtung, wir ma­
chen wirklich das Beste aus dieser 
Mitgliedschaft.» Diesem Lob schlössen 
sich auch Regierungschef Otmar Has­
ler, Landtagspräsident Klaus Wanger 
und FBP-Fraktionssprecher Helmut 
Korirad an. 

Renate Wohlwend durfte im  Landtag viel Lob f ü r  ihr  Engagement als Leiterin der  
liechtensteinischen Delegation bei der  Parlamentarischen Versammlung des E u ­
roparates entgegennehmen. 

Besonderes Jahr 

Delegationsleiterin Renate Wohl­
wend, die sich beim Europarat unter 
anderem im Kampf gegen die Todes­
strafe und gegen Frauenhandel einen 
Namea gemacht hat, wies nochmals 
darauf hin, dass es für Liechtenstein 
ein besonderes Jahr war, hatte unser 

Land doch erst zum zweiten Mal den 
Vorsitz im Ministerkomitee des Euro­
parats i.nnei Nach den Worten von Ro­
land Büchel war dieser Vorsitz für das 
Land mit einem grossen Imagegewinn 
verbunden. 

Delegationsleiterin Renate' Wohl­
wend wird über Ostern als Wahlbeob-
achterin in der Ukraine weilen und da-

Gefahren birgt, soll dieses Gesetz 
dafür sorgen, die Konsumenten opti­
mal zu schützen. 

Die Vorlage stiess auf keinerlei Wi­
derspruch im Landtag und wurde ohne 
Wortmeldungen in erster Lesung bera­
ten. Regierungsrat Hansjörg Frick er­
klärte auf eine Frage von'Erich Spren­
ger hin, dass es für Finanzgeschäfte 
separate Richtlinien gebe. (rem) 

bei in der Industriestadt Donezk auch 
die politischen Rechte der Gefangenen 
unter die Lupe nehmen. 

Der Fall Wille. 
Landtagsvizepräsident Peter Wolff 

nahm den Bericht der Europaratsdele­
gation zum Anlass, die offene Frage 
im Nachgang'des Falls «Wille vs. Lan-
desfiirst» in Erinnerung zu rufen. Im 
Herbst 1999 hat der Europäische Ge­
richtshof für Menschenrechte Liech­
tenstein bekanntlich verurteilt, weil 
das Recht der freien Meinungsäusse­
rung des früheren VBI-Präsidenten 
Herbert Wille durch den Landesfürsten 
verletzt worden war. Jm gleichen Zug 
wurde Liechtenstein auch verurteilt, 
weil Wille keine Möglichkeit hatte, bei 
einer nationalen Instanz eine wirksa­
me Beschwerde einzulegen. Teter 
Wolff: «Ich ersuche den Regierungs­
chef, diese Sache nicht auf die leichte 
Schulter zu. nehmen. Ich habe, keine 
Patentlösung, aber wir müssen uns 
dieses Problems annehmen. Es ist Auf­
gabe jeder Regierung, diese Frage mit 
dem Landesfürsten zu erörtern.» 

Regierungschef Otmar Hasler erwi­
derte, dass die Regierung eine externe 
Abklärung in Auftrag gegeben hat um 
herauszufinden, in welcher Welse als 
Konsequenz des Strassburger Urteils 
innerstaatliche Rechtsänderungen 
vorgenommen werden können. Dieser 
Bericht soll in der'nächsten Zeit bei 
der Regierung eintreffen, so der Regie­
rungschef. 

Landtag hat 
neuen Sekretär 
Mit den Stimmen aller 24 anwesenden 
Mitglieder hat der Landtag gestern 
Abend Josef Hilti aus Ruggell zum 
neuen Landtagssekretär gewählt. Der 
gebürtige Schaaner Jurist amtiert, seit 
September 1997.als stellvertretender 
Landtagssekretär. Er tritt seine, neue 
Funktion am 1. Juli 2002 an und wird 
damit Nachfolger von Wilfried Kindli 
aus Triesen, der seine Tätigkeit im 
Sommer altersh'alber niederlegen wird. 

(mf)  

Im Sinne der 
Arbeitnehmer 
Ohne grosse Diskussion hat der Land­
tag die Abänderung des ABGB hin­
sichtlich das Arbeitsvertragsrechtes 
beim Übergang von Betrieben auf 
neue Besitzer in erster Lesung behan­
delt. Veräusserer und Erwerber von 
Betrieben werden dadurch gesetzlich 
aufgefordert, die Vertreter der Arbeit­
nehmer rechtzeitig zu unterrichten 
und anzuhören. Mit der Vorlage wird 
eine EG-Richtlinie umgesetzt. ( m ß  

Einbürgerungen 
Der Landtag hat in seiner gestrigen 
Sitzung die Einbürgerung von • 

- Frau Nguyen Sengmany, Saxgass 
2, Schaan 

- Herr Nguyen Van Tai und die min-
deijährige Tochter Nguyen Cynthia Ai 
Linh, Rheinstrasse 4, Balzers, -

- Frau Evelyne Sawatzkl, Im Pardiel 
5b, Schaan, 

vorbehaltlich der Zustimmung des 
Landesfürsten gutgeheissen. 

Verhandlung wegen 
OECD-Liste 
Die Organisation für wirtschaftli­
che Zusammenarbeit und Ent­
wicklung (OECD)'streicht die briti­
sche Kronkolonie Gibraltar von 
der Liste der .Steuerparadiese. 
Liechtenstein ist derweil immer 
noch in Verhandlung. 

Wie die OECD gestern in Paris mit­
teilte, habe Gibraltar seine Koope­
ration bei . der Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung zugesagt. Da­
her werde das Territorium an der 
Südspitze der iberischen Halbinsel 
von der «Schwarzen Liste» der Ge­
biete gestrichen, die wegen man­
gelnder Zusammenarbeit mit der 
internationalen Gemeinschaft an­
geprangert werden. 

Nur noch 14 Gebiete 
Im Juni 2000 hatte die OECD 35 

Gebiete auf eine Liste der Steuerpa­
radlese gesetzt. Immer mehr dieser 
Gebiete isind jetzt offensichtlich zur 
Zusammenarbeit mit der OECD be­
reit. Nunmehr figurieren nur noch 
14 Staaten auf der Liste, darunter 
Liechtenstein, Monaco, Andorra, 
Liberia, Panama und die Cook-In-
seln. 

Die OECD-Initiative strebt den 
Informationsaustausch im Steuer­
bereich an. Hoheitsgebiete, die ge­
wisse Zusagen hinsichtlich mehr 
Transparenz und eines effektiven 
Informationsaustausches abgege­
ben haben, werden auf der in naher 
Zukunft erscheinenden Liste von 
unkooperativen Steueroasen nicht 
mehr aufscheinen. Das Ziel der 
OECD-Bemühungen zur Beseiti­
gung wettbewerbsschädlicher Steu­
erpraktiken besteht darin, ein Um­
feld zu schaffen, in dem ein «fairer 
Steuerwettbewerb» zum Wirtschafts-. 
Wachstum und zur weltweiten Ent­
wicklung beitragen kann. Die Ver; 
besserung der Transparenz und die. 
regelmässige Bereitstellung der er­
forderlichen Informationen spielen 
eine wichtige Rolle beim Erreichen 
dieser Zielsetzung. (mf/sda/afp) 


